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KLINIKÄRZTIN

Keine bonus-monate beim elterngeld  
wegen bereitschaftsdienst
| Der Bereitschaftsdienst von Klinikärzten ist Arbeitszeit. Er zählt auch als Zeit der Erwerbs-
tätigkeit im Sinne des Elterngeldrechts und kann deshalb dazu führen, dass ein Arzt keine 
sog. Partnerschaftsbonus-Monate beim Elterngeld bekommt. Das hat das Landessozialge-
richt (LSG) Sachsen-Anhalt entschieden. |

das war geschehen
Geklagt hatte eine Klinikärztin. Nach der Geburt ihres Kindes im Jahr 2016 hatte sie elf Monate 
das Basiselterngeld bezogen, ihr Ehemann anschließend drei weitere Monate. Danach arbeite-
ten beide in Teilzeit und nahmen die vier sog. Partnerschaftsbonus-Monate in Anspruch. Das 
setzte nach dem damaligen Recht voraus, dass beide Elternteile in diesen vier Monaten gleich-
zeitig im Monatsdurchschnitt nicht weniger als 25 und nicht mehr als 30 Wochenstunden  
erwerbstätig waren. Im Nachhinein stellte sich heraus, dass die Ärztin, wenn man ihre Bereit-
schaftsdienste in der Klinik vollständig mitzählte, in einigen Monaten mehr als 30 Stunden pro 
Woche gearbeitet hatte. Deshalb forderte die zuständige Behörde das für die vier Partner-
schaftsbonus-Monate zunächst nur vorläufig gezahlte Elterngeld zurück.

bereitschaftsdienst keine erwerbstätigkeit?
Dagegen klagte die Ärztin. Sie meinte, dass der Bereitschaftsdienst keine Erwerbstätigkeit im 
Sinne des Gesetzes sei. Sie müsse sich zwar in der Klinik aufhalten, könne die Zeit im Bereit-
schaftsdienstzimmer aber weitgehend frei nutzen. Wenn man nur die Zeiten zähle, in denen sie 
tatsächlich zum Einsatz gekommen sei, habe sie durchweg weniger als 30 Stunden pro Woche 
gearbeitet. Mit dieser Argumentation hatte sie in erster Instanz vor dem Sozialgericht (SG)  
Erfolg.

Zeiten des bereitschaftsdienstes konsequent zu berücksichtigen
Auf die Berufung der Elterngeldstelle hat das LSG ihre Klage aber in einer jetzt veröffentlichten 
Entscheidung in zweiter Instanz abgewiesen. Nach Auffassung des Gerichts ist der Bereit-
schaftsdienst vollständig als Zeit der Erwerbstätigkeit zu berücksichtigen, weil die Ärztin sich 
auf Weisung ihres Arbeitgebers in der Klinik aufhalten musste und weil dieser Dienst vergütet 
wurde. Ein weiterer Gesichtspunkt sei, dass die Ärztin sich während des Bereitschaftsdienstes 
gerade nicht um die Betreuung ihres Kindes kümmern konnte. Außerdem richte sich die  
Höhe des Elterngeldes nach dem Einkommen vor der Geburt. Hier wirke sich auch Einkommen 
aus Bereitschaftsdiensten positiv für den Elterngeldberechtigten aus. Dann sei es aber  
konsequent, solche Zeiten auch bei den Voraussetzungen der Partnerschaftsbonus-Monate zu 
berücksichtigen.

Quelle | LSG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 15.12.2022, L 2 EG 3/21, PM 2/23

VORWEGGENOMMENE ERBFOLGE

Widerruf einer Schenkung wegen „groben undanks“
| Die Erklärung, eine Schenkung werde wegen groben Undanks widerrufen, muss nicht  
begründet werden. Das hat jetzt der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden. |
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PRÄVENTIVUNTERBRINGUNG

um optimale Förderung zu erzielen, darf nicht  
ins Sorgerecht eingegriffen werden
| Das Bürgerliche Gesetzbuch regelt (hier: § 1666 BGB): Wird das körperliche, geistige oder 
seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt 
oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, muss das Familiengericht die Maßnahmen 
treffen, die zur Abwendung der Gefahr erforderlich sind. In diesem Zusammenhang hat das 
Oberlandesgericht (OLG) Braunschweig jetzt entschieden: § 1666 BGB gebietet es nicht, ein 
autistisches Kind präventiv unterzubringen. |

Familiengericht entzog mutter die elterliche Sorge
Das Familiengericht (FG) hatte der alleinsorgeberechtigten Mutter Teile der elterlichen Sorge 
entzogen, um das 14-jährige Kind unterzubringen. Dieses leidet unter frühkindlichem Autismus 
und hat einen hohen Betreuungs- und Förderbedarf. Die Mutter werde langfristig nicht in der 
Lage sein, die Betreuung und Versorgung ohne Gefahr für das Wohl des Kindes sicherzustellen, 
so das Gericht. Sie werde von den Beteiligten als liebevolle Mutter wahrgenommen, fördere das 
Kind aber nicht ausreichend. Langfristig lasse sich daher eine Unterbringung nicht vermeiden.

Künftige risiken rechtfertigen keine gegenwärtige unterbringung 
Das OLG hat die Entscheidung aufgehoben. Seine Begründung: Die Möglichkeit, dass ein allein 
betreuender Elternteil eines schwer behinderten Kindes künftig ausfällt, gefährdet das Kindes-
wohl nicht gegenwärtig. Die vorbeugende Fremdunterbringung, um das Kind ohne konkreten 
Anlass frühzeitig in eine Einrichtung einzugewöhnen, rechtfertigt nicht den Entzug des Aufent-
haltsbestimmungsrechts und der Gesundheitsfürsorge.

Keine besserung der Gesamtsituation
Auch der Vorwurf, dass die Mutter das Kind nicht bestmöglich fördere, gefährdet das Kindes-
wohl nicht. Sowohl die Mutter als auch die Betreuung des Kindes in der Schule stellen sicher, 
dass dessen unverzichtbare Bedürfnisse gewährleistet werden. Eingriffe in das Sorgerecht, um 
eine optimale Förderung zu erzwingen, sind vom Kinderschutzrecht – auch nach Ansicht des 

Die Erblasserin hatte ihrem Sohn und ihren zwei Töchtern zu jeweils einem Drittel u. a. 14 
Grundstücke im Wege der vorweggenommenen Erbfolge übertragen. Mit dem Sohn kam es 
danach zum Zerwürfnis. Dieser hatte gegen den Willen der noch lebenden Erblasserin  
Löschungsbewilligungen hinsichtlich ihrer Nießbrauchsrechte bei den zuständigen Grundbuch-
ämtern eingereicht. Die Mutter widerrief ihre Schenkungen an den Sohn, starb dann aber,  
sodass die Schwestern die Feststellung beantragten, dass sie je zur Hälfte Erbinnen geworden 
sind.

Der BGH hat für seine Entscheidung auf den Wortlaut von § 531 Abs. 1 BGB abgestellt. Dort heißt 
es bloß: „Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beschenkten“. Eine Begrün-
dung verlangt das Gesetz also ausdrücklich nicht. Der BGH sieht den Beschenkten ausreichend 
geschützt. Ob grober Undank tatsächlich vorliegt, muss im Rückforderungsprozess bewiesen 
werden.

Den Widerrufsgrund des groben Undanks sah der BGH hier als erwiesen an.

Quelle | BGH, Urteil vom 11.10.2022, X ZR 42/20, Abruf-Nr. 233248 unter www.iww.de
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ERBRECHT

ein durch testament eingesetzter erbe trägt auch risiken
| Das Oberlandesgericht (OLG) Celle hat jetzt in einem Verfahren entschieden: Ein im Testa-
ment bedachter Erbe musste alle Nachlassgegenstände an die gesetzlichen Erben herausge-
ben, weil die Erblasserin – gemäß Feststellung im Nachhinein – nicht testierfähig war. |

Von Gesetzes wegen erben in erster Linie Abkömmlinge, Ehepartner oder sonstige Verwandte 
eines Verstorbenen. Er kann die Erbfolge durch Testament oder Erbvertrag abweichend regeln 
und z. B. einen Freund oder engen Vertrauten zum Erben einsetzen. Dieser trägt aber das Risi-
ko, dass das Testament wirksam ist. Ein Erblasser ist zwar unabhängig vom Alter und der Ein-
richtung einer etwaigen Betreuung bis zum Beweis des Gegenteils als testierfähig anzusehen. 
Stellt sich aber heraus, dass er etwa aufgrund einer geistigen Erkrankung nicht testierfähig 
war, muss der vermeintliche Erbe alle Nachlassgegenstände an die gesetzlichen Erben heraus-
geben – und das möglicherweise noch viele Jahre nach dem Erbfall.

das war geschehen
Es ging um ein sehr hohes Vermögen: Eine alleinstehende und kinderlose Dame mit einem Ver-
mögen von mehreren Millionen Euro hatte durch ein Testament im Jahr 2008 und erneut durch 
einen vor einem Notar im Jahr 2014 geschlossenen Erbvertrag ihren langjährigen Steuerberater 
als alleinigen Erben eingesetzt. Sie verstarb im Jahr 2015. Bereits anlässlich der Erteilung eines 
Erbscheins hatte das Amtsgericht (AG) Hannover ein psychiatrisches Gutachten eingeholt, das 
zu dem Ergebnis kam, dass die Verstorbene aufgrund wahnhafter Störungen nicht in der Lage 
war, wirksam zu testieren. Der Sachverständige hatte zu diesem Zweck der Vernehmung vieler 
Zeugen beigewohnt, unter ihnen auch Notare und Ärzte.

Gerichtliche instanzen folgten dem Gutachten: Verstorbene war krank
Dieses Gutachten haben neben dem Amtsgericht (AG) Hannover sowohl das Landgericht (LG) 
Hannover als das OLC Celle für überzeugend gehalten. Das LG hatte festgestellt, dass der als 
Erbe eingesetzte Steuerberater nicht Erbe der Erblasserin geworden ist.

Die hiergegen eingelegte Berufung hat der Steuerberater zurückgenommen, nachdem das OLG 
auf die fehlenden Erfolgsaussichten hingewiesen hat. Dabei hatte das OLG betont, dass es  
unerheblich sei, ob der Steuerberater die Testierunfähigkeit der Erblasserin kannte oder auch 
nur hätte erkennen können oder müssen. Es gehe nicht um einen Vorwurf gegenüber dem  
Beklagten, andererseits konnten ihm auch eine mögliche Gutgläubigkeit und ein Vertrauen in 
die Testierfähigkeit der ihm lange bekannten Erblasserin nicht helfen.

Quelle | OLG Celle, Urteil vom 18.1.2023, 6 U 2/22, PM vom 18.1.2023

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) – nicht erfasst. Die Unterbringung des Kindes zum jetzi-
gen Zeitpunkt würde seine Gesamtsituation nicht verbessern, da die psychische Belastung 
durch die Trennung von der Mutter und seinem bekannten Umfeld schwerer wiegt.

Quelle | OLG Braunschweig, Beschluss vom 22.12.2022, 2 UF 122/22, Abruf-Nr. 233107 unter www.iww.de


